Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 12 Ausgegeben Danzig, den 16. Dezember 1925 


\ Inhalt. Geſetz über Ausbau in der Invalidenverſicherung (S. 327). — Geſetz zur Abänderung des Gewerbe⸗ 
geriFtögejeßes und des Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte vom 23. November 1922 (S. 329). — Geſetz über Steuerbefreiungen 
zur Erleichterung des Wohnungsbaues (S. 329). — Geſetz betr. Abänderung des Zigarettenſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906 
in der Faſſung vom 6. 11. 1923, Geſetzbl. S. 1243/2. 9. 1924, Geſetzbl. S. 387 (S. 331). — Verordnung zur Aenderung 
der Poſtordnung (S. 382). Y 


Anmeldung des Jahresbedarfs. 


Die Staatsbehörden und die einzelſtehenden freiſtaatlichen Beamten werden auf die Bekannt⸗ 
machung vom 15. 9. 1922 (Staatsanzeiger 1922 Nr. 87) Ziffer III, 1. Abſatz hingewieſen, wonach 
bereits zum 1. Dezember j. J. der Bedarf an Geſetzblättern, Staatsanzeiger Teil 1 und Teil II 
durch die vorgeſetzte Senatsabteilung bei der Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
anzumelden war. Dieſes iſt vielfach noch nicht geſchehen. Umgehende Anmeldung iſt nunmehr 
erforderlich. 


94 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Ge ſe tz 
über Ausbau in der Invalidenverſicherung. Vom 11. 12. 1925. 
Artikel 1. 
Der 8 1245 Abſatz 1 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
Nach der Höhe des wöchentlichen Arbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten folgende 
Lohnklaſſen gebildet: 
Klaſſe I bis zu 7,50 8 
„ II von mehr als 7,50 G bis zu 15,— 8 
III „ 15, — G „ „ 22,50 8 


1 5 57 


„ IV " 22,50 G NIE 30, — 0 
u 5 " „ „ 30,.— G non 37,50 G 
„ VI „ " „ 37,50 8 


Artikel 2. 3 
Im § 1288 der Reichsverſicherungsordnung wird die Zahl „154“ durch die Zahl „210“ erſetzt. 
8 Artikel 3. 
Im 8 1289 Abſatz 1 der Reichsverſicherungsordnung wird das Wort „zehn“ durch das Wort 


„zwanzig“ erſetzt. 
. Artitel 4. 


Im 8 1291 Abſatz 1 der Reichsverſicherungsordnung wird die Zahl „45“ durch die Zahl 
„112,80“ erſetzt. f 8 x 


— 7 \ 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 12. 1925). 
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Artikel 5. 
Der § 1387 Abſatz 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden Zuſatz: 
Für Verſicherte, deren wöchentliches Entgelt 7,50 G nicht überſteigt, ſowie für Lehrlinge 
entrichtet der Arbeitgeber die vollen Beiträge. 
ö Artikel 6. 
Der 3 1387 Abſatz 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
Als Wochenbeitrag werden erhoben: 
in der Lohnklaſſe ! 40 Pfennig 


7 n 7 1I 70 " 
1 ee 
75 " " IV 140 * 
7 7 n NV 170 n 
5 555 
Artikel 7. 


Im 8 1432 der Reichsverſicherungsordnung werden die Worte „Die Verſicherungspflichtigen 
müſſen ſich“ durch die Worte „Unbeſchadet der Vorſchrift des 8 1387 Abſatz 2 Satz 2 müſſen ſich die 
Verſicherungspflichtigen“ erſetzt. : 

Artikel 8. 

Der § 1440 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Bei der Selbſtverſicherung und Weiterverſicherung ſind Beiträge in der dem jeweiligen 
Einkommen entſprechenden Lohnklaſſe, mindeſtens aber in der Lohnklaſſe II, zu entrichten. 

Freiwillig Verſicherte können die Verſicherung im Ausland forifegen. b 

Zur Fortſetzung der Verſicherung bei einer Sonderanſtalt dürfen Marken der im 8 1411 
der Reichsverſicherungsordnung bezeichneten Art nicht verwendet werden. (§ 1371 der Reichs⸗ . 
verſicherungsordnung.) 

5 Artikel 9. 
Der § 1445 Abſatz 3 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden Satz 2: 

Sind für einen Verſicherten Beiträge zur Invalidenverſicherung entrichtet, obwohl er 
angeſtelltenverſicherungspflichtig ift, jo dürfen die zur Invalidenverſicherung entrichteten Bei⸗ 
träge nur inſoweit beanſtandet werden, als die Nachentrichtung von Beiträgen zur Angeſtellten⸗ 
verficherung (§ 187 des Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetzes) ſtatthaft iſt. 


Artikel 10. 


Die Artikel 1 und 6 dieſes Geſetzes treten mit dem 30. November 1925, die übrigen Vorſchriften 
mit dem 1. Dezember 1925 in Kraft. N 


Anſprüche auf Leiſtungen, für die das Feſtſtellungsverfahren am 1. Dezember 1925 ſchwebt, 
unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

Die bis zum 1. Dezember 1925 bewilligten und an dieſem Tage noch laufenden Renten erhalten 
vom 1. Dezember 1925 an die Leiſtungen nur nach dem erhöhten Grundbetrag. 


5 Artikel 11. f 
Das Landesverſicherungsamt kann Ausführungsbeſtimmungen zur Durchführung dieſes Ger 

ſetzes erlaſſen. 
Danzig, den 11. Dezember 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Wiercinski. 
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95 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des Geſetzes betr. Kaufmannsgerichte vom 
23. Roueabe: 1922 (Geſetzbl. S. 519). Vom 9. 12. 1925. 

Artikel 1. 

Das Gewerbegerichtsgeſetz erhält folgenden neuen 
§ 18: 

Bis zur Errichtung des Arbeitsgerichtes hat der Senat anſtelle der bereits ausgeſchiedenen oder 
ausſcheidenden Beiſitzer für das Gewerbegericht für die Freie Stadt Danzig Beiſitzer zu ernennen. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen, die von denjenigen Organiſationen und 
Verbänden einzufordern ſind, auf deren letzten Wahlvorſchlagsliſten die Ausgeſchiedenen verzeichnet waren. 
Die Vorſchläge ſind binnen einer Friſt von 4 Wochen vom Tage der Einforderung an gerechnet, einzureichen. 
Erfolgt die Einreichung in dieſer Friſt nicht, ſo kann der Senat andere Vorſchläge einholen. 

Die Ernennung muß in der Reihenfolge der Benennung in den Vorſchlägen erfolgen. 

a Artikel 2. 
Das Geſetz betr. Kaufmannsgerichte erhält folgenden neuen 
8 15 a 

Für die Ernennung von Beiſitzern anſtelle der bereits ausgeſchiedenen oder noch ausſcheidenden 
Beiſitzer für das Kaufmannsgericht für die Freie Stadt Danzig ſind die Beſtimmungen d des § 18 des 
Gewerhegerichtsgeſetzes ſinngemäß anzuwenden. 

Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 9. Dezember 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Frank. 


96 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaues. Vom 9. 12. 1925. 
Abſchnuitt J. 8 
Eintragbare Steuerprivilegien. 
8 1. 

Ein im Grundbuche eintragbarer Anſpruch auf Steuerbefreiung nach den Vorſchriften des 
Abſchnitts 1 dieſes Geſetzes wird gewährt für die Errichtung von Wohngebäuden, die im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig in der Zeit vom 1. Oktober 1924 bis 30. September 1945 bezugsfertig hergeſtellt werden. 

Als Wohngebäude im Sinne dieſes Geſetzes gelten ſolche Gebäude, die ganz oder überwiegend 
für Wohnzwecke verwendet werden und die ohne Inanſpruchnahme von öffentlichen Mitteln erbaut ſind. 


§ 2. 

1. Grundſtücke mit Wohngebäuden der im $ 1 bezeichneten Art find von der Grund- und 
Gebäudeſteuer nebſt Zuſchlägen dazu und von der Grundwertſteuer bei der Veranlagung für die 
Rechnungsjahre 1926—1935 ſteuerfrei zu laſſen und für die Rechnungsjahre 1936—1945 nur mit der 
Hälfte ihres Steuerwertes zur Steuer heranzuziehen. 


330 


2. Grundſtücke mit Wohngebäuden der im 8 1 bezeichneten Art gehören bei der Veranlagung 
zur Vermögensſteuer für die Jahre 1926—1935 nicht zum ſteuerbaren Vermögen, ſoweit ihr Steuerwert 
die mit dem Grundſtück in wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſtehenden Schulden und Laſten über⸗ 
ſteigt. Bei der Vermögensſteuerveranlagung für die Jahre 1936—1945 find die gleichen Grundſtücke 
nur mit der Hälfte des Betrages anzuſetzen, um die ihr Steuerwert die mit dem Grundſtück in wirt⸗ 
ſchaftlichem Zuſammenhange ſtehenden Schulden und Laſten überſteigt. 5 

3. Das Einkommen aus Grundſtücken mit Wohngebäuden der im § 1 bezeichneten Art gehört 
bei der Veranlagung zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer für die Jahre 19251935 nicht zum 
ſteuerbaren Einkommen, ſoweit es die nach den Vorſchriften des Einkommen- und Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes abzugsfähigen, mit dem Grundſtück in wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſtehenden Verbindlich⸗ 
keiten überſteigt. Bei der Veranlagung zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer für die Jahre 
1936-1945 wird das Einkommen aus den gleichen Grundſtücken nur mit der Hälfte des Betrages zur 
Steuer herangezogen, um den es die nach den Vorſchriften des Einkommen- und Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes abzugsfähigen mit dem Grundſtück in wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſtehenden Verbindlichkeiten 
überſteigt. 5 


4. Wohngebäude der im § 1 bezeichneten Art ſind bis zum 30. September 1945 von jeder 


Wohnungsbauabgabe befreit. 

5. Die baupolizeiliche Genehmigung, die Prüfung und Übernahme der Vermeſſung eines 
Grundſtücks mit einem Wohngebäude der in 8 1 bezeichneten Art und die kataſteramtliche Fortſchreibung 
eines ſolchen Grundſtücks erfolgt frei von Gebühren. 

Die gerichtliche Auflaſſung, die grundbuchamtliche Eintragung des Käufers und eines Reſtkauf⸗ 
geldes ſowie die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Rechtes auf Auflaſſung und die 
Eintragung einer Sicherungshypothek gemäß 8 648 des Bürgerlichen Geſetzbuches erfolgt in den Fällen 
des § 5 dieſes Geſetzes frei von Gerichtsgebühren. 

6. Die vorgenannten Steuerbeſtimmungen der Ziffern 1—5 erſtrecken ſich nur auf den gemäß 
§ 1 bebauten Teil des Grundſtücks und ein dazu gehöriges Gelände von höchſtens zehnmal fo 
großem Flächeninhalt. . 

Bei Veräußerung von Parzellen des unbebauten Teils eines Grundſtücks mit einem Wohn⸗ 
gebäude der in 8 1 bezeichneten Art fallen die Steuerbefreiungen für die veräußerte Parzelle fort. 

8 8. 

Die Steuerbefreiungen des § 2 treten ein, ſobald der Senat den Anſpruch auf die Steuer⸗ 

befreiungen einem Berechtigten gegenüber anerkennt. Der Beſchluß ergeht unter Ausſchluß des Rechtsweges. 

Das Anerkenntnis des Senats kann nur aufgehoben oder eingeſchränkt werden, wenn die Tat⸗ 
ſachen, welche nach Maßgabe dieſes Geſetzes die Vorausſetzung für den Anerkennungsbeſchluß des 
Senats gebildet haben, fortfallen. In allen anderen Fällen iſt die Aufhebung der Steuerbefreiungen 
nur gegen volle Entſchädigung zuläfſig. Für die Verfolgung dieſes Entſchädigungsanſpruches iſt der 
ordentliche Rechtweg gegeben. 

8 4. N 
i Auf Grund des Anerkenntniſſes des Senats gemäß § 3 hat auf Antrag des Berechtigten im 
zweiten Abſchnitt des Beſtandsverzeichniſſes des Grundbuchblattes eine Eintragung des Inhalts 
gebührenfrei zu erfolgen: | 
Ein Steuerprivileg iu Gemäßheit der 88 1—8 des Geſetzes 

Eingetragen unter Bezugnahme auf das Anerkenntnis des Senats vom 5 
Wird das Anerkenntnis des Senats nach Maßgabe des § aufgehoben oder eingeſchränkt, jo hat 
das Grundbuchamt auf Erſuchen des Senats gemäß den abgeänderten oder aufgehobenen Anerkennt⸗ 
niſſen die Eintragung zu berichtigen bezw. zu löſchen. Bei Erlöſchen des Rechts durch Zeitablauf 
und gemäß 8 2 Ziffer 6 Abſatz 2 hat Löſchung der Eintragung von Amtswegen zu erfolgen. 
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Abſchnitt II. 
Sonſtige Steuerbefreiungen. 
: 8 5 

Die nach § 14 des Grundwechſelſteuergeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 13. Oktober 1924 
(Geſetzbl. S. 462) zu zahlende Steuer bleibt vorläufig unerhoben, wenn ein unbebautes Grundſtück zum 
Zwecke des Wohnungsbaues veräußert wird. Sie wird nachträglich erhoben, wenn der jeweilige 
Erwerber nicht innerhalb eines Jahres ſeit der Veräußerung mit der Bebauung dieſes Grundſtücks 
beginnt oder das Grundſtück in unbebautem Zuſtande weiter veräußert. 

Der nach § 14 des Grundwechſelſteuergeſetzes auf den Veräußerer entfallende Steueranteil wird 
nicht erhoben, wenn der Veräußerer auf dem Grundſtück ein Wohngebäude errichtet hat und die Ver⸗ 
äußerung innerhalb 2 Jahren nach Fertigſtellung des Gebäudes erfolgt. 

§ 20 des Grundwechſelſteuergeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 13. Oktober 1924 (Geſetzbl. 
S. 462) wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 aufgehoben. 

8 6. 

Alle Wohnungen, die nach dem 1. Januar 1917 ohne Beihilfen aus öffentlichen Mitteln bezugs⸗ 

fertig geworden ſind, ſind bis zum 30. September 1945 von jeder Wohnungsbauabgabe befreit. 


Abſchnitt III. 
Schlußbeſtimmungen. 
8 * 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz, insbeſondere auch die Beſtimmungen über die 
parzellenmäßige Abgrenzung der Grundſtücke mit Wohngebäuden der in $ 1 bezeichneten Art, über die 
Feſtſtellung, welche Beihilfen als aus öffentlichen Mitteln ſtammend, zu gelten haben und über den. 
Inhalt des Anerkenntniſſes des Senats gemäß 8 3 erläßt der Senat. ö 

§ 8. 

Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 in Kraft mit der Maßgabe, daß eine Rück⸗ 

zahlung bereits gezahlter oder veranlagter Steuern und Gebühren nicht ſtattfindet. 


. 


Danzig, den 9. Dezember 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. * 
Gehl. Dr. Volkmann. f 


97 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: : 
Ge ſe tz 


betreffend Abänderung des Zigaretteuſtenergeſetzes vom 3. Juni 1906 in der Faſſung 
6. 11. 1923, Geſetzbl. S. 1243 OR 2 
vom 2. 9. 1924, Geſetzbl. S. 387. Vom 15. 12. 1925. 
Artikel 1. 

Im 5 2 Ziffer 2 treten anſtelle der bisherigen Worte und Zahlen folgende Worte und Zahlen: 
„2. Für Zigarettentabak in einer Schnittbreite bis 2 mm einſchl. im Kleinverkaufspreiſe: 

a) bis 7,50 G das kg 0,75 G für 1 kg 

b) über 7,50 G bis 10, — G das kg 1,50 G für 1 kg 

e) über 10, — G bis 12,50 G das kg 2,10 G für 1 kg 

d) über 12,50 G bis 15,— 8 das kg 3,— G für 1 kg 

o) über 15,— G bis 17,50 G das kg 4,50 G für 1 kg 

f) über 17,50 6 bis 20, — 6 das kg 6,— G für 1 kg 
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g) über 20,— 6 bis 25,— G das kg 7,50 G für 1 kg 
h) über 25,— G bis 30,— G das kg 9,— G für I kg 
i) für alle folgenden Stufen von 5 zu 5 G: 30% des Endwertes der Stufe.“ 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 15. Dezember 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


98 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 9. 12. 1925. 

Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung für die Freie Stadt Sta vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) 
wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis treten folgende Anderungen ein: 
a) Vor der erſten Textzeile „1 Allgemeines uſw.“ iſt in beſonderer Zeile einzufügen: 
Abſchnitt J. Poſtſendungen. 


b) In der erſten Textzeile iſt hinter „Freimachung“ einzuſchalten: Gebühren 
c) Auf der folgenden Seite iſt in der ſiebenzehnten Textzeile hinter „36 Beſtellung“ einzuſchalten: 


und Beſtellgebühren 
d) Ebendaſelbſt iſt in der elften Zeile von unten zu ſtreichen: Benachrichtigungszettel 
e) Ebendaſelbſt iſt die vierte Textzeile von unten „48 Nachlieferung von Zeitungen 311“ 
zu ſtreichen 
1) Ebendaſelbſt iſt in der letzten Zeile in Spalte 1 (Nr. des Paragraphen) ſtatt „51“ zu 
ſetzen: 61. Zwiſchen der vorletzten und letzten Zeile iſt einzuſchalten: 
5 Abſchnitt II. Beförderungsdienſt. 


1. Perſonenpoſten. 


51 | Beförderungsgelegenheiten 
52 Von der Beförderung ausgeſchloſſene Perſonen 
53 Fahrten 
54 Fahrpreiſe 
55 Fahrkarten 
56 Zurücknahme von Fahrkarten 
57 Ausführung der Fahrten 
58 Reiſegepäck 
59 Beförderungsbedingungen im einzelnen 
2. Luftpoſtbef örderung 


60 Beförderungsbedingungen 
Abſchnitt III. Schlußbeſtimmung. 
2. Im Wortlaut der Poſtordnung iſt vor der Überſchrift des S 1 „Allgemeines; uſw.“ hinter den 
Eingangsworten der Verordnung nachzutragen: Abſchnitt ! 
Poſtſendungen 


NEN 2 8 
C 1 


OT 
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Im § 6 „Poſtkarten“, Abſatz III, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 
Aufklebungen ſind auf der linken Hälfte der Vorderſeite mit den im § 2, II aufgeführten 
Einſchränkungen ſowie auf der Rückſeite zuläſſig, wenn ſie nicht die Eigenſchaft der offenen 
Poſtkarten aufheben. Die Zettel müſſen der ganzen Fläche nach haltbar aufgeklebt ſein. 


Im 8 7 „Druckſachen“ erhält der Abſatz IV folgende Faſſung: 


IV Die Druckſachen werden eingeteilt in 
A. Volldruckſachen — Klaſſe A —; als ſolche gelten: f 
1. Druckſachen, bei denen, abgeſehen von den unter IX aufgeführten Anderungen und 
Zuſätzen, nachträglich nichts geändert oder hinzugefügt worden iſt, 
2. offen versandte einfache oder Doppelkarten mit den für Teildruckſachen erlaubten 
Anderungeu und Zuſätzen, 
3. Zeitungen und Zeitſchriften oder Ausſchnitte aus ſolchen mit handſchriftlichen Anſtrichen 
oder Durchſtreichungen; 
„Teildruckſachen — Klaſſe B —; als ſolche gelten: 
Druckſachen, welche außer den unter IX aufgeführten Anderungen und Zuſätzen auch 
nachträgliche Anderungen oder Zuſätze, die nach X und XI zugelaſſen find, aufweiſen. 
Die Druckſachen der Klaſſe A werden in der unterſten Gewichtsſtufe gegen niedrigere Gebühr 
befördert als diejenigen der Klaſſe B 


us; 


5. In demſelben $ (7), Abſ. XI Ziffer 2, ift am Schluſſe des Abſ. jtatt des Strichpunkts ein Punkt 


zu ſetzen und ſodann anzufügen: Über die Bücherzettel in Form offener einfacher oder Doppel⸗ 
karten ſ. unter IVA Ziffer 2. 


. Im 8 30 „Zeit der Einlieferung“, Abſ. VIII, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 


Geſtatten es die örtlichen Verhältniſſe, jo nehmen Poſtanſtalten Einſchreib⸗ und Wert, 
jendungen ſowie gewöhnliche Pakete, Poſtanſtalten mit Telegraphenbetrieb telegraphiſche 
Poſtanweiſungen, ſelbſtändige Telegraphenanſtalten Einſchreibbrieſſendungen außerhalb der 
Schalterſtunden an. 


Im $ 43 „Aushändigung uſw.“ iſt in der Ueberſchrift zu ſtreichen: Benachrichtigungszettel. 
„Hinter $ 50 find die nachſtehenden SS 51 bis 60 wie folgt nachzutragen: 


A bſchnitt II. 
e 
1. Perſonenpoſten. 
Beförderungsgelegenheiten. 
$ 51. J. Die Poſt unterhält zur Beförderung von Perſonen Kraftwagenpoſten. Sie ſind 
als ordentliche Poſten anzuſehen. 
II. Die Beförderung findet nach Maßgabe der vorhandenen Beförderungsmittel und der 
vorhandenen Plätze ſtatt. 

- IM. Die Poſt führt auch Sonderfahrten mit Kraftfahrzeugen aus, wenn Perſonal und 
Fahrzeuge zur Verfügung ſtehen und die zu benutzenden Straßen ſich in einem zum Befahren 
mit Kraftfahrzeugen geeigneten Zuſtand befinden. Die Beförderung mit Sonderfahrten gilt als 
Extrapoſtbeförderung im Sinne des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871. 

Von der Beförderung ausgeſchloſſene Perſonen. 

§ 52. I. Von der Beförderung find ausgeſchloſſen: 
1. Perſonen mit anſteckenden Krankheiten oder ſolche Perſonen, deren Zuſtand den Mit⸗ 
reiſenden läſtig fallen würde; N 
2. Perſonen, die die vorgeſchriebene Ordnung nicht beachten, den Anordnungen der Beamten 
oder Wagenführer ſich nicht fügen, durch ihr Benehmen oder durch Unreinlichkeit Mit- 
reiſende beläſtigen würden; 
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3. Gefangene; 
4. Perſonen mit geladenen Schußwaffen. 
II. Perſonen, die während der Fahrt von der Beförderung ausgeſchloſſen werden, haben 
keinen Anſpruch auf Erſtattung des Fahrgelds oder der Gepäckgebühr. 

III. Perſonen, die an einer anſteckenden Krankheit erkrankt waren oder einer ſolchen 
Krankheit verdächtig ſind, können zur Beförderung zugelaſſen werden, wenn der für die Abfahrt⸗ 
ſtelle zuſtändige Arzt die Zuläſſigkeit der Beförderung befcheinigt. 

Das Mitführen von Hunden oder von kleineren anderen Tieren wird nicht beanſtandet, wenn 
ſie ohne Beläſtigung der Mitreiſenden im Perſonenraum untergebracht werden können. 

IV. Über den Ausſchluß von der Beförderung entſcheidet in zweifelhaften Fällen der zuſtändige 
Poſtbeamte nach pflichtmäßigem Ermeſſen. 

Fahrten. N 

§ 53. I. Zur Beförderung dienen die regelmäßig nach beſtimmtem Fahrplan und die nach 
Bedarf verkehrenden Fahrten. 

Die Ausführung von Bedarfsfahrten unterliegt dem Ermeſſen der Poſt. 


II. Die Fahrpläne werden nach Bedarf vor dem Inkrafttreten veröffentlicht ſowie bei den 


Poſtanſtalten der Linie ausgehängt. Aus ihnen müſſen die Halteplätze und Fahrzeiten hervor⸗ 
gehen. 1 
Für die Durchführung des Betriebs find ausſchließlich die ausgehängten Fahrpläne maß⸗ 
gebend. 
Fahrpreiſe. 
§ 54. Die Fahrpreiſe werden nach den von der Poſt beſtimmten Sätzen erhoben. Für 
Bedarfsfahrten gelten die gleichen Fahrpreiſe wie für fahrplanmäßige Fahrten. Die Poſt iſt 
berechtigt, für die Vorausbeſtellung eines Platzes eine Gebühr zu erheben. 
Fahrkarten. 
§ 55. 1. Der Reiſende erhält gegen Entrichtung des Fahrpreiſes eine Fahrkarte. 
II. Die Fahrkarte berechtigt zu der Fahrt, für die fie gelöſt iſt. 
III. Die Fahrkarten ſind nicht übertragbar. 
IV. Es iſt Sache des Reiſenden, die Fahrkarte auf ihre Richtigkeit zu prüfen. 
V. Die Poſt kann verlangen, daß das Fahrgeld abgezählt entrichtet wird. 
VI. Fahrkarten werden an den Anfangsorten nur ausgegeben, ſoweit Plätze verfügbar find. 
Die Annahme von Reiſenden unterwegs iſt dadurch bedingt, daß in dem Wagen noch freie 
Plätze vorhanden find. 
Zurücknahme von Fahrkarten. 
§ 56. J. Der Fahrpreis wird erſtattet, i 
1. wenn und ſoweit die Poſt die durch die Annahme des Reiſenden eingegangene Ver⸗ 
bindlichkeit ohne ſein Verſchulden nicht erfüllen kann; 
2. wenn der Reiſende an der Benutzung der Poſt verhindert iſt und die Erſtattung 
mindeſtens 15 Minuten vor dem planmäßigen Abgang der Poſt beantragt. 
II. Der Reiſende muß den Fahrſchein zurückgeben und den Empfang des erſtatteten Betrags 
beſcheinigen. B 
Ausführung der Fahrten. 


§ 57. I. Der Reiſende hat ſich zum Antritt der Reiſe an der im Fahrplan bezeichneten 


Halteſtelle rechtzeitig einzufinden und nach Eintreffen am Reiſeziele den Wagen zu verlaſſen. 

II. Die mit durchgehenden Fahrſcheinen angekommenen Reiſenden haben den Vorzug vor 
neu hinzutretenden. Reiſende mit Fahrkarten für die längere Strecke haben hinſichtlich der Wahl 
unter den freien Plätzen den Vorzug vor Reiſenden mit Fahrkarten für die kürzere Strecke; bei 
gleichen Strecken entſcheidet die frühere Löſung des Fahrſcheins. 


Er 
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III. Der Reiſende darf beim Einfteigen für ſich und jede mit ihm reiſende Perſon je einen 
Platz belegen. Wer ſeinen Platz verläßt, ohne ihn zu belegen, verliert den Anſpruch darauf. 

IV. Wer die Fahrt verſäumt oder an Zwiſchenorten den Wagen verläßt, ohne zur Abfahrts⸗ 
zeit wieder zurückgekehrt zu ſein, hat keinen Anſpruch auf Erſtattung des Fahrgeldes und der 
Gepäckgebühr. | 

V. Die verjpätete Abfahrt oder Ankunft oder das Ausfallen einer Fahrt oder Unrichtigkeiten 
im Fahrplan begründen keinen Anſpruch auf Entſchädigung. 

VI. Zurückgelaſſene Gegenſtände unterliegen im Falle der Unanbringlichkeit den Beſtimmungen 
im § 46. N 

Reiſegepäck. 

§ 58. J. Jedem Reiſenden iſt die Mitnahme von Reiſegepäck inſoweit unbeſchränkt geſtattet, 
als die einzelnen Gegenſtände zur Verſendung mit der Poſt geeignet ſind. 

Kleine Gegenſtände, die ohne Beläſtigung der anderen Reiſenden im Perfonenraum unter⸗ 
gebracht werden können, dürfen die Reiſenden unter eigener Aufficht bei ſich führen. Gefährliche 
Gegenſtände, namentlich geladene Schußwaffen, exploſionsgefährliche, leicht entzündliche, ätzende und 
übelriechende Stoffe ſind von der Mitnahme ausgeſchloſſen. Der Zuwiderhandelnde haftet für jeden 
hieraus entſtehenden Schaden. Das Poſtperſonal iſt berechtigt, von der Beſchaffenheit der mit⸗ 
genommenen Gegenſtände ſich zu überzeugen. Perſonen, die in Ausübung des öffentlichen Dienſtes 
eine Schußwaffe führen, ferner Jäger dürfen Handmunition mitnehmen. 

Anderes Reiſegepäck muß der Poſt zur Verladung übergeben werden. ; 

Fahrräder werden als Reiſegepäck nur nach Maßgabe des verfügbaren Laderaums und auf 
Haftung der Reiſenden angenommen. Als Gewicht eines Fahrrads werden für die Berechnung 
der Gepäckgebühr 20 kg zugrunde gelegt. = 

II. Das Reiſegepäck muß, ſoweit es von den Reiſenden nicht im Perſonenraum mitgeführt 
werden darf, ſpäteſtens 15 Minuten vor der Abfahrt unter Vorzeigung der Fahrkarte bei der Poſt⸗ 
anſtalt eingeliefert werden. Erfolgt die Einlieferung ſpäter, ſo hat der Reiſende auf die Mit⸗ 
beförderung des Gepäcks nur dann zu rechnen, wenn durch deſſen Annahme und Verladung der 
Abgang der Poſt nicht verzögert wird. Beim Übergang von einer Poſt oder Eiſenbahn auf eine 
unmittelbar anſchließende Poſt wird das Gepäck angenommen, ſolange der Reiſende ohne Verſäumnis 
der Poſt zur Weiterfahrt zugelaſſen werden kann. i 

III. Der Reiſende erhält über das eingelieferte Reiſegepäck eine Beſcheinigung. 

Das Reiſegepäck wird nur für den Wagen zur Beförderung angenommen, den der Reiſende 
ſelbſt zur Fahrt benutzt. 

Dem Reiſenden kann die Verfügung über das der Poſt übergebene Reiſegepäck nur während 
des Aufenthalts an Orten mit Poſtanſtalten und nur gegen Aushändigung der Fahrkarte und des 
Gepäckſcheins geſtattet werden. ; 

Reiſende nach Zwiſchenorten müſſen ihr Reiſegepäck bei der zuletzt berührten Poſtanſtalt in 
Empfang nehmen. a 

IV. Die Reiſenden find verpflichtet, der zoll- oder ſteueramtlichen und der polizeilichen Ab⸗ 
fertigung des Reiſegepäcks beizuwohnen. 

Für den durch Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift entſtehenden Schaden wird Erſatz nicht geleiſtet. 
V. Das Reiſegepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckſcheins ausgeliefert. Die Poſt iſt nicht 
verpflichtet, die Berechtigung des Inhabers des Gepäckſcheins zu prüfen. 0 

Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt berechtigt, am Beſtimmungsorte die Auslieferung des Reiſe⸗ 
gepäcks zu verlangen, ſobald die zur Bereitſtellung des Reiſegepäcks und etwa zur zoll- oder ſteuer⸗ 
amtlichen oder polizeilichen Abfertigung des Reiſegepäcks erforderliche Zeit abgelaufen iſt. 
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Wird der Gepäckſchein nicht beigebracht, fo iſt die Poſt zur Auslieferung des Reiſegepäcks nur 
verpflichtet, wenn die Empfangsberechtigung glaubhaft gemacht wird; auch kann Sicherheitsleiſtung, 
verlangt werden. 

Der Reiſende hat das Gepäck in der Regel ſogleich nach Ankunft am Beſtimmungsort und 
nach Bereitſtellung des Reiſegepäcks in Empfang zu nehmen. Er kann es indeſſen auch ſpäter 
innerhalb der gewöhnlichen Dienſtſtunden abholen. Für die einſtweilige Aufbewahrung wird vom 
Tage nach der Ankunft eine Lagergebühr nach § 41 erhoben. 

VI. Jeder Reiſende kann der Poſt Reiſegepäck bis zum Geſamtgewichte von 30 kg übergeben. 

Für einzelne Strecken kann ein höheres oder geringeres Geſamtgewicht feſtgeſetzt werden. Die 
Gebühr für das Reiſegepäck und die etwaige Verſicherungsgebühr werden nach den von der Bolt 
beſtimmten Sätzen erhoben, fie werden nach denſelben Grundſätzen erſtattet wie der Fahrpreis (8 56). 

Beförderungsbedingungen im einzelnen. 

§ 59. Die Poſt erläßt die näheren Beſtimmungen für die Durchführung der Perſonen— 

beförderung. 5 
; 2. Luftpoſtbeförderung. 
Beförderungsbedingungen. 

5 § 60. Die Bedingungen für die Luftpoſtbeförderung werden durch beſondere Anordnungen, 

der Poſt feſtgeſetzt. 
5 Abſchnitt III. 
a Schlußbeſtimmung. 

Der bisherige § 51 „Inkrafttreten“ erhält die Nr. 61. 

Vorſtehende Anderungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


(de) 


Danzig, den 9. Dezember 1925. d 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Runge. 
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